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Allgemeines Dieses Kurzreglement bildet einen Auszug aus dem Reglement der Pensions-

kasse der Stadt Weinfelden, welches alleine massgebend ist.  
 

Personenkreis In die Personalvorsorge aufgenommen werden alle Arbeitnehmer, deren AHV-
Jahreslohn 80% des BVG-Mindestlohnes (6/8 der maximalen AHV-Altersrente) 
resp. CHF 18'144.-- am 01.01.2026 übersteigt und deren Arbeitsverhältnis un-
befristet oder auf mehr als 3 Monate befristet ist. 
 

Aufnahmezeitpunkt Die Aufnahme erfolgt auf den Tag des Beginns des Arbeitsverhältnisses, frühes-
tens jedoch auf den 1. Januar nach Vollendung des 17. Altersjahres (Risiken Tod 
und Invalidität) resp. 24. Altersjahr (Altersvorsorge). 
 

Vorsorgeschutz Der Vorsorgeschutz gilt ab Versicherungsbeginn in allen Teilen der Welt. Nach 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses bleibt der Vorsorgeschutz für die Risiken 
Tod und Invalidität bis zum Beginn eines neuen Vorsorgeverhältnisses beste-
hen, längstens aber während eines Monats. 
 
Der Vorsorgeschutz ist für die BVG-Mindestleistungen und für die mit der einge-
brachten Freizügigkeitsleistung erworbenen Leistungen definitiv, soweit diese 
ohne Vorbehalt bei der vorhergehenden Vorsorgeeinrichtung versichert waren. 
 
Für die übrigen Leistungen kann eine Gesundheitsprüfung gefordert und die 
Leistungspflicht für längstens 5 Jahre ausgeschlossen werden. 
 

Jahreslohn Der massgebliche Jahreslohn entspricht dem im Besoldungsreglement festge-
legten Jahresgehalt einschliesslich des 13. Monatsgehalts, dauernde Schicht-
zulagen und der Teuerungszulagen (Jahresbruttolohn genannt). Bei einem un-
terjährigen Eintritt wird das Jahresgehalt auf ein Jahr hochgerechnet.  
 

Versicherter Lohn 
- versicherter Lohn 
 
 
 

 
- versicherter Lohn 1 
 
 

- versicherter Lohn 2 

 
Versichert wird der Jahreslohn, vermindert um einen Koordinationsbetrag. Der 
Koordinationsabzug beträgt 20% des Jahresbruttolohnes zuzüglich 40% der ma-
ximalen einfachen AHV-Altersrente, zusammen im Maximum 100% dieser 
Rente. Für Teilzeitbeschäftigte wird der Koordinationsabzug verhältnismässig 
herabgesetzt. 
 
Der versicherte Lohn 1 ist gleich dem Jahresgehalt, im Maximum 300% der ma-
ximalen vollen AHV-Altersrente (2026: CHF 90'720.--), vermindert um den Koor-
dinationsbetrag der Stiftung. 
 
Der versicherte Lohn 2 ist gleich dem Jahresgehalt, reduziert um 300% der ma-
ximalen vollen AHV-Altersrente. 
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Vorsorgeleistungen Die Stiftung erbringt Leistungen  
- bei der Pensionierung (Altersrente, Pensionierten-Kinderrente und AHV-

Überbrückungsrente) 
- im Invaliditätsfall (Invalidenrente, IV-Kinderrente, Beitragsbefreiung) 
- im Todesfall (Ehegatten- und Partnerrente, Waisenrente, ev. Todesfallkapi-

tal) 
 

Vorsorgeleistungen bei der  
Pensionierung 
- Altersrente 
 

 
 
Nach Vollendung des 65. Altersjahres (Schlussalter für Männer und Frauen) wird 
eine lebenslängliche Altersrente ausbezahlt. 
 
Die Altersrente berechnet sich als Prozentsatz (Umwandlungssatz) des vorhan-
denen Altersguthabens. Der Umwandlungssatz beträgt: 
 

Alter Umwandlungssatz in % 
 Männer Frauen 

59 4.69% 4.69% 

60 4.80% 4.80% 

61 4.92% 4.92% 

62 5.05% 5.05% 

63 5.19% 5.19% 

64 5.34% 5.34% 

65 5.50% 5.50% 

ab 66 Auf Anfrage Auf Anfrage 

   

 
Das Altersguthaben setzt sich zusammen aus: 
 dem heute vorhandenen Altersguthaben resp. Freizügigkeitsleistung 
 weiteren Einlagen 
 den künftigen Altersgutschriften gemäss folgender Skala: 
 
Altersjahr Altersgutschriften in % des versicherten Lohnes 1+2 
Männer/Frauen Plan A   Plan B 
25 – 34 11.0%  11.0% 
35 – 44 15.0% 17.0% 
45 – 54 20.0% 23.0% 
55 – 65 23.0%  26.0% 
 
- sowie den künftigen Zinsen (gesplitteter Zins möglich) 
 
Die Aufnahme eines Versicherten erfolgt grundsätzlich in den Plan A. Die Versi-
cherte können zwischen dem Plan A und Plan B wählen. Jeweils zu Beginn eines 
neuen Kalenderjahres besteht die Möglichkeit den Plan zu wechseln. 
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Der Sparprozess wird von der Stiftung autonom geführt. Den Zinssatz bestimmt 
der Stiftungsrat unter Beachtung der gesetzlichen Bestimmungen. Der Stif-
tungsrat legt den Zins anfangs Jahr für das laufende Jahr fest und teilt diesen 
den Versicherten in geeigneter Form mit.  

 
- Alterskapital Versicherte können auf den Zeitpunkt der Pensionierung unter Vorbehalt von 

Art. 7bis Abs. 8 und Art. 42 Abs. 4 verlangen, dass die Altersrente ganz oder 
teilweise als einmalige Kapitalleistung abgegolten wird. Die Kapitalleistung ent-
spricht dem bis zur Pensionierung geäufneten Altersguthaben (Anmeldung spä-
testens 6 Monate vor der Pensionierung). Im Ausmass der Ausrichtung einer 
Kapitalleistung entfallen sämtliche weiteren reglementarischen Leistungen und 
Anwartschaften. Bei einem teilweisen Kapitalbezug wird das vorhandene Alters-
guthaben so geteilt, dass das Verhältnis zwischen obligatorischen und überob-
ligatorischen Altersguthaben konstant bleibt. 
 

- Pensionierten-Kinderrente Versicherte, die eine Altersrente beziehen, haben für jedes Kind, das im Todes-
fall eine Waisenrente beanspruchen könnte, Anspruch auf eine Pensionierten-
Kinderrente in der Höhe von 20% der laufenden BVG-Mindestaltersrente. 
 

- Flexible Pensionierung Ab vollendetem 59. Altersjahr ist eine vorzeitige Pensionierung und bei Weiter-
beschäftigung ein Rentenaufschub bis Alter 70 möglich. Der Umwandlungssatz 
zur Bestimmung der Altersrente wird dabei entsprechend angepasst. Eine Teil-
pensionierung ist möglich.  
Der Versicherte kann nach Vollendung des 58. Altersjahres die Weiterführung 
der Vorsorge für den bisher versicherten Lohn verlangen, falls sein Jahreslohn 
im Einvernehmen mit dem Arbeitgeber um höchstens die Hälfte reduziert und 
die Arbeitszeit um max. 50% herabgesetzt werden. Die Weiterführung ist längs-
tens bis zum reglementarischen Rentenalter möglich. 
 

- AHV-Überbrückungsrente Die AHV-Überbrückungsrente entspricht höchstens 100% der jeweils per Pensi-
onierung gültigen maximalen AHV-Altersrente und ist durch den Versicherten zu 
finanzieren (Reduktion der Altersrente). 
 

Vorsorgeleistungen  
bei Invalidität 

 

- Invalidenrente 
 
 
 
- Invaliden-Kinderrente 

Die volle Invalidenrente beträgt 50% des versicherten Lohnes 1 plus 70% des 
versicherten Lohnes 2. Die Wartefrist bis zur Ausrichtung der Rente beträgt 24 
Monate. 
 
Versicherte, die eine Invalidenrente beziehen, haben für jedes Kind, das im To-
desfall eine Waisenrente beanspruchen könnte, Anspruch auf eine Invaliden-
Kinderrente. Die Höhe der Rente entspricht der BVG-Minimalrente nach Art. 21 
BVG. Nach Erreichen des Schlussalters beträgt die Invaliden-Kinderrente 20% 
der laufenden BVG-Altersrente. Die Wartefrist bis zur Ausrichtung der Rente be-
trägt 24 Monate.  
 

- Befreiung von der  
  Beitragszahlung 

Bei Invalidität infolge Krankheit oder Unfall entfällt die Beitragspflicht von Ar-
beitnehmer und Arbeitgeber ab Beginn der Leistungen der IV. 
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Vorsorgeleistungen im  
Todesfall 

 

  
vor dem Schlussalter 
- Ehegattenrente 

 
Die Ehegattenrente beträgt 40% des versicherten Lohnes 1 plus 50% des 
versicherten Lohnes 2. Der Partner einer eingetragenen Partnerschaft nach 
Partnerschaftsgesetz ist dem Ehegatten gleichgestellt. 
 

- Lebenspartnerrente Der Anspruch auf Lebenspartnerrente in der Höhe der Ehegattenrente (40% 
des versicherten Lohnes 1 plus 50% des versicherten Lohnes 2) entsteht, 
wenn eine versicherte aktive oder invalide Person stirbt, einen Lebenspartner 
hinterlässt und im Zeitpunkt des Todes kumulativ und vor der Pensionierung 
die folgenden drei Punkte erfüllt sind: 
- Beide Lebenspartner sind unverheiratet, nicht im Sinne des Partner-

schaftsgesetzes eingetragen, nicht miteinander verwandt und leben im 
gemeinsamen Haushalt. In begründeten Fällen (z.B. Aufenthalt in einem 
Pflegeheim) kann der Stiftungsrat auf die Erfüllung der Anforderung „ge-
meinsamer Haushalt“ verzichten. 

- Sie führten in den letzten fünf Jahren bis zum Tod eines Partners unun-
terbrochen eine Lebensgemeinschaft oder der hinterbliebene Lebens-
partner muss für den Unterhalt eines oder mehrerer gemeinsamer Kin-
der aufkommen. 

- Der überlebende Partner bezieht im Zeitpunkt des Todes keine Ehegat-
tenrente oder Lebenspartnerrente aus einer Vorsorgeeinrichtung der 
zweiten Säule. Ebenfalls angerechnet werden Unterhaltszahlungen aus 
einem Scheidungsurteil.  

Bei einem Versicherungsfall gemäss UVG oder MVG hat der Lebenspartner 
keinen Anspruch auf Leistungen. 
Eine anspruchsbegründende Lebenspartnerschaft ist auch unter gleichge-
schlechtlichen Personen möglich.  
Die Lebensgemeinschaft und die Unterstützung müssen in einer schriftli-
chen, beglaubigten Vereinbarung festgehalten und der Stiftung zu Lebzeiten 
des Versicherten und vor dem Bezug einer Altersleistung zugestellt worden 
sein. Sie muss der Stiftung demzufolge vor dem Todeszeitpunkt bekannt ge-
macht werden.  
Das Gesuch um Ausrichtung einer Lebenspartnerrente ist der Stiftung spä-
testens 3 Monate nach dem Tod des Versicherten einzureichen. 
 

- Waisenrente Stirbt ein Versicherter, so haben seine Kinder und die Pflegekinder, für deren 
Unterhalt er massgeblich aufgekommen ist, Anspruch auf eine Waisenrente. 
Der Anspruch fällt weg, wenn das Kind das Alter 18 erreicht. Ist das Kind in 
Ausbildung, wird die Rente längstens bis Alter 25 ausgerichtet.  
 
Die Höhe der Waisenrente entspricht der BVG-Minimalrente nach Art. 21 
BVG. 
 

- Todesfallkapital 
 

Bestehen nach dem Tod eines Versicherten oder eines Bezügers einer Invali-
den- oder Altersrente keine Ansprüche auf Hinterlassenenrenten oder wer-
den solche während einer Dauer von weniger als fünf Jahren ausbezahlt, so 
beträgt die Todesfallsumme das Dreifache der voraussichtlichen oder laufen-
den jährlichen Altersrente, vermindert um bereits ausbezahlte Alters- und In-
validenrenten. 
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- Sterbegeld Beim Tode eines Versicherten, Invaliden- oder Altersrentners wird den gesetz-
lichen Erben ein Sterbegeld in der Höhe von einem Drittel der maximalen 
AHV-Altersrente ausgerichtet. 
 

nach dem Schlussalter 
- Ehegattenrente 

 
Die Ehegattenrente beträgt 60% der laufenden Altersrente. 
 

- Waisenrente Die Waisenrente beträgt 20% der laufenden BVG-Altersrente. 
 

Finanzierung  
- Gesamtaufwand Der Gesamtaufwand für die in diesem Reglement umschriebene Personalvor-

sorge setzt sich zusammen aus den Altersgutschriften, den Kosten für die 
Deckung der Risikoleistungen nach Verrechnung eines allfälligen Überschus-
ses aus einem Versicherungsvertrag, den Verwaltungskosten und den Beiträ-
gen an den Sicherheitsfonds gemäss Art. 56ff BVG. 
 
Die Altersgutschriften gemäss Art. 16 Abs. 9 werden zur Äufnung des Al-
tersguthabens auf individuellen Konten gutgeschrieben und verzinst. Die Prä-
mien einer allfälligen Risikoversicherung und die Beiträge an den Sicherheits-
fonds sowie die übrigen Kosten werden durch Beiträge finanziert. 
 

Beiträge  
- Arbeitnehmer  
 
 

Der Arbeitnehmer erbringt jährlich folgende Beiträge in % des versicherten 
Lohnes 1 und 2: 

Plan A 

 
Altersjahr Sparbeitrag in % Risikobeitrag in % Beitrag 
Männer/Frauen des vers. Lohnes 1+2    des vers. Lohnes 1+2 total 
    
18 – 24    0.0% 1.4% 1.4% 
25 – 34    6.1% 3.0% 9.1% 
35 – 44    7.0% 2.5% 9.5% 
45 – 54    7.5% 2.0% 9.5% 
55 – 65    8.0% 1.7% 9.7% 
 
Plan B 
 
Altersjahr Sparbeitrag in % Risikobeitrag in % Beitrag 
Männer/Frauen  des vers. Lohnes 1+2    des vers. Lohnes 1+2 total 
   
18 – 24    0.0% 1.4% 1.4% 
25 – 34    6.1% 3.5% 9.6% 
35 – 44    8.0% 3.5%  11.5% 
45 – 54                    10.0% 2.5% 12.5% 
55 – 65                    10.5% 2.2% 12.7% 
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- Arbeitgeber 
Der Arbeitgeber erbringt jährlich folgende Beiträge in % des versicherten 
Lohnes 1 und 2: 

 
Altersjahr   Beitrag total in % 
Männer/Frauen     des vers. Lohnes 1+2 
18 – 24   2.1% 
25 – 34   12.9% 
35 – 44   13.5% 
45 – 54   13.5% 
55 – 65   13.8% 
 

- Stiftung Die Stiftung übernimmt die Differenz zwischen dem Gesamtaufwand und den 
Arbeitnehmer- sowie Arbeitgeberbeiträgen – insbesondere die Verwaltungs-
kosten und die Beiträge an den Sicherheitsfonds – sofern sie über die not-
wendigen finanziellen Mittel verfügt. Andernfalls ist sie berechtigt, die Bei-
tragssätze anzupassen. 
 

Eintritt, Austritt, Freizügigkeit Die eingebrachte Freizügigkeitsleistung wird zum Einkauf in die reglementa-
rischen Leistungen verwendet. 
 
Beiträge für den Einkauf von Beitragsjahren können geleistet werden, sofern 
alle Bezüge für Wohneigentum zurückbezahlt sind und wenn das vorhandene 
Altersguthaben unter Anrechnung aller Freizügigkeitsleistungen aus früheren 
Vorsorgeverhältnissen kleiner ist als dasjenige, das sich ergeben hätte, wenn 
der Arbeitnehmer ab dem vorgesehenen Mindestaufnahmealter in dieser Vor-
sorge versichert gewesen wäre. 
 
Einkäufe zur Verminderung der Kürzung der Altersrente bei vorzeitiger Pensi-
onierung können geleistet werden, sofern sich der Versicherte bereits in die 
vollen reglementarischen Leistungen eingekauft hat. 
 
Die Freizügigkeitsleistung entspricht dem bis zum Austritt erworbenen Alters-
guthaben (volle Freizügigkeit). 
 
Nach dem Austritt bleibt der Vorsorgeschutz für die Risiken Tod und Erwerbs-
unfähigkeit (Invalidität) bis zum Beginn eines neuen Vorsorgeverhältnisses 
bestehen, längstens aber während eines Monats. 
 

Verwendung der Freizügigkeitsleistung Die Freizügigkeitsleistung wird gemäss den Angaben des Arbeitnehmers an 
die Vorsorgeeinrichtung des neuen Arbeitgebers übertragen. Falls die Freizü-
gigkeitsleistung nicht an eine neue Vorsorgeeinrichtung übertragen werden 
kann oder bar ausbezahlt wird, hat der Arbeitnehmer der Vorsorgeeinrichtung 
mitzuteilen, in welcher zulässigen Form der Vorsorgeschutz (Freizügigkeits-
police oder Freizügigkeitskonto) erhalten werden soll. Ohne Bericht des Ar-
beitnehmers wird die Freizügigkeitsleistung spätestens 2 Jahre nach dem 
Austritt der Auffangeinrichtung überwiesen. 
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 Die Barauszahlung der Freizügigkeitsleistung kann vom Arbeitnehmer ver-
langt werden: 
 die austretende Person definitiv ins Ausland, ausgenommen das Fürsten-

tum Liechtenstein, abreist resp. als Grenzgänger die Erwerbstätigkeit in 
der Schweiz definitiv aufgibt und Art. 25f FZG nicht anwendbar ist; 

 wenn er eine selbständige Erwerbstätigkeit aufnimmt und der obligatori-
schen Vorsorge nicht mehr untersteht; 

 wenn die Freizügigkeitsleistung weniger als ein jährlicher Arbeitnehmer-
beitrag beträgt. 

Die Barauszahlung an verheiratete Arbeitnehmer ist nur zulässig, wenn der 
Ehegatte mittels beglaubigter Unterschrift schriftlich zustimmt. 
 

Ehescheidung Bei einer Ehescheidung befindet das zuständige Gericht über die Ansprüche 
der Ehegatten auf einen Teil der während der Ehedauer erworbenen Freizü-
gigkeitsleistung. 
 
Das Altersguthaben wird so gekürzt, dass das Verhältnis zwischen obligatori-
schen und überobligatorischen Altersguthaben konstant bleibt. 
 

Wohneigentumsförderung Der Arbeitnehmer kann nach Massgabe des Bundesgesetzes über die 
Wohneigentumsförderung mit Mitteln der beruflichen Vorsorge vom 17. De-
zember 1993 bis 3 Jahre vor Entstehung des Anspruchs auf die Altersleis-
tungen 
- einen Betrag bis zur Höhe der Freizügigkeitsleistung vorbeziehen; 
- den Anspruch auf Vorsorgeleistungen oder einen Betrag bis zur Höhe sei-

ner Freizügigkeitsleistung verpfänden. 
 
Für Arbeitnehmer, die das 50. Altersjahr überschritten haben, gilt bezüglich 
der Höhe des Vorbezuges und des verpfändbaren Betrages eine besondere 
Begrenzung. 
 
Arbeitnehmer, die sich für die Verwendung der Vorsorgegelder für selbstge-
nutztes Wohneigentum interessieren, können bei der Stiftung das entspre-
chende Regulativ beziehen. 
 
Das Altersguthaben wird so gekürzt, dass das Verhältnis zwischen obligatori-
schen und überobligatorischen Altersguthaben konstant bleibt. 
 

Weinfelden, 1. Januar 2026 
 

Der Stiftungsrat 
 

 

 


